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Entwurf eines Gesetzes über die dreizehnte Anpassung der Leistungen 
nach dem Bundesversorgungsgesetz (Dreizehntes Anpassungsgesetz-KOV 
— 13. AnpG-KOV) 


A. Zielsetzung 

1. Anpassung der Versorgungsbezüge nach dem Bundesver- 
sorgungsgesetz entsprechend § 56 BVG um den Vomhun- 
dertsatz, um den sich die verfügbaren Renten aus der 
Arbeiterrentenversicherung verändern. 

2. Aktualisierung der Vergleichseinkommen für die Feststel- 
lung der Berufsschadens- und Schadensausgleiche. 

3. Vom Anpassungssatz abweichende Erhöhung des Bemes- 
sungsbetrages als Grundlage für die Anrechnungs-Verord- 
nungen. 


B. Lösung 

1. Anhebung der in § 56 des Bundesversorgungsgesetzes nä- 
her bestimmten Leistungen um rund 1,02 v. H. 

2. Verwendung von aktuelleren Erhebungen des Statisti- 
schen Bundesamtes und Hochrechnung des Basiswertes 
mit der durchschnittlichen Veränderungsrate der Brutto- 
einkommen. 

3. Herausnahme des Bemessungsbetrages aus den einheit- 
lich anzupassenden Werten und Bestimmung der Verände- 
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rungsrate der Bruttoeinkommen als Größe für seine Ver- 
änderung. 


C. Alternativen 

keine 


D. Kosten 

Durch die Anpassung der Versorgungsbezüge ergeben sich im 
Haushaltsjahr 1984 Mehraufwendungen zu Lasten des Bun- 
des in Höhe von 51,4 Mio. DM. 

Die Auswirkungen dieses Entwurfs auf die Folgejahre 1985 
bis 1987 betragen (in Mio. DM): 

1985 1986 1987 

100 97 94 
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Bundesrepublik Deutschland 

Der Bundeskanzler Bonn, den 20. März 1984 

14 (321) — 820 00 — Bu 74/84 


An den Herrn 

Präsidenten des Bundesrates 


Hiermit übersende ich den von der Bundesregierung beschlossenen Entwurf 
eines Gesetzes über die dreizehnte Anpassung der Leistungen nach dem Bum 
desversorgungsgesetz (Dreizehntes Anpassungsgesetz' KO V — 13. AnpG-KOV) 
mit Begründung (Anlage 1) und Vorblatt. 

Ich bitte, die Beschlußfassung des Deutschen Bundestages herbeizuführen. 

Federführend ist der Bundesminister für Arbeit und Sozialordnung. 

Der Bundesrat hat in seiner 531. Sitzung am 3. Februar 1984 gemäß Artikel 76 
Abs. 2 des Grundgesetzes beschlossen, zu dem Gesetzentwurf wie aus der Anla- 
ge 2 ersichtlich Stellung zu nehmen. 

Die Auffassung der Bundesregierung zu der Stellungnahme des Bundesrates ist 
in der als Anlage 3 beigefügten Gegenäußerung dargelegt. 


Kohl 
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Anlage 1 


Entwurf eines Gesetzes über die dreizehnte Anpassung der Leistungen 
nach dem Bundesversorgungsgesetz (Dreizehntes Anpassungsgesetz-KOV 
— 13. AnpG-KOV) 


Der Bundestag hat das folgende Gesetz beschlos- 
sen: 

Artikel 1 

Änderung des Bundesversorgungsgesetzes 

Das Bundesversorgungsgesetz in der Fassung 
der Bekanntmachung vom 22. Januar 1982 (BGBl. I 
S. 21), zuletzt geändert durch . . wird wie folgt ge- 
ändert: 

1. In § 14 wird die Zahl „183“ durch die Zahl „185“ 
ersetzt. 

2. In § 15 werden in Satz 1 die Worte „23 bis 150“ 
durch die Worte „23 bis 151“ und in Satz 2 die 
Zahl „2,300“ durch die Zahl „2,323“ ersetzt. 

3. § 27 wird wie folgt geändert: 

a) Absatz 2 Satz 3 erhält folgende Fassung: 

„§ 25 e Abs. 1 ist mit der Maßgabe anzuwen- 
den, daß für das Kind oder die Waise, für die 
Erziehungsbeihilfe beantragt ist oder ge- 
währt wird, ein Familienzuschlag nicht an- 
zusetzen ist; das gilt auch in den Fällen von 
Satz 5 erster Halbsatz sowie bei der Fest- 
stellung der Einkommensgrenze für den 
Ehegatten des Beschädigten und den Ehe- 
gatten der Waise nach § 25d Abs. 2 Satz 1.“ 

b) Absatz 3 Satz 1 erhält folgende Fassung: 

„Übersteigt das Einkommen des Elternteils 
der Waise, das Einkommen des Beschädig- 
ten, das Einkommen des Ehegatten der 
Waise oder das Einkommen des Ehegatten 
des Kindes des Beschädigten die für sie 
maßgebende Einkommensgrenze, ist der 
übersteigende Betrag auf 

a) die Waise und die weiteren gegenüber 
dem Elternteil Unterhaltsberechtigten, 

b) das Kind des Beschädigten und die wei- 
teren gegenüber dem Beschädigten Un- 
terhaltsberechtigten, 

c) die Waise und die weiteren gegenüber 
dem Ehegatten der Waise Unterhaltsbe- 
rechtigten, 

d) das Kind des Beschädigten und die wei- 
teren gegenüber dem Ehegatten des Kin- 
des des Beschädigten Unterhaltsberech- 
tigten 

gleichmäßig aufzuteilen.“ 


4. § 30 wird wie folgt geändert: 

a) Absatz 5 erhält folgende Fassung: 

„(5) Das Vergleichseinkommen errechnet 
sich nach den Sätzen 2 bis 6 aus dem monat- 
lichen Durchschnittseinkommen der Be- 
rufs- oder Wirtschaftsgruppe, der der Be- 
schädigte ohne die Schädigung nach seinen 
Lebensverhältnissen, Kenntnissen und Fä- 
higkeiten und dem bisher betätigten Ar- 
beits- und Ausbildungswillen wahrschein- 
lich angehört hätte. Zur Ermittlung des 
Durchschnittseinkommens sind die jeweils 
am 31. Dezember bekannten Werte der amt- 
lichen Erhebungen des Statistischen Bun- 
desamtes für das Bundesgebiet und die be- 
amten- oder tarifrechtlichen Besoldungs-, 
Vergütungs- oder Lohngruppen des Bundes 
aus den drei letzten der Anpassung voran- 
gegangenen Kalender] ahren heranzuzie- 
hen. Soweit Bruttowochenverdienste erho- 
ben und bekanntgegeben werden, sind diese 
mit 4,345 zu vervielfältigen. Beträge des 
Durchschnittseinkommens bis 0,49 Deut- 
sche Mark sind auf volle Deutsche Mark 
nach unten und von 0,50 Deutsche Mark an 
auf volle Deutsche Mark nach oben abzu- 
runden. Der Mittelwert aus den drei Jahren 
ist um die Summe der Vomhundertsätze, 
um die sich das durchschnittliche Brutto ar- 
beitsentgelt aller in der Arbeiter- und Ange- 
stelltenrentenversicherung Versicherten in 
den beiden Kalenderjahren vor der Anpas- 
sung verändert hat, zu aktualisieren. Für die 
Feststellung des Brutto arbeitsentgelts sind 
die Daten des Statistischen Bundesamtes zu 
Grunde zu legen, die diesem jeweils zu Be- 
ginn des folgenden Jahres vorliegen. Das 
Vergleichseinkommen ist jeweils vom Zeit- 
punkt der Rentenanpassung an maßgebend. 
Es ist durch den Bundesminister für Arbeit 
und Sozialordnung zu ermitteln und im 
Bundesanzeiger bekanntzugeben; die Be- 
träge sind auf volle Deutsche Mark nach 
oben abzurunden.“ 

b) In Absatz 7 Satz 2 werden die Zahl „342“ 
durch die Zahl ”345“, die Zahl „537“ durch 
die Zahl „542“ und die Zahl „806“ durch die 
Zahl „814“ ersetzt. 

c) In Absatz 9 Buchstabe c werden nach den 
Worten „Absatzes 6“ die Worte „und des 
§ 64 c Abs. 2 letzter Satz “ eingefügt. 
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5. § 31 wird wie folgt geändert: 

a) Absatz 1 erhält folgende Fassung: 

„(1) Beschädigte erhalten eine monatliche 
Grundrente bei einer Minderung der Er- 
werbsfähigkeit 
um 30 vom Hundert von 

156 Deutsche Mark, 

um 40 vom Hundert von 

209 Deutsche Mark, 
um 50 vom Hundert von 

285 Deutsche Mark, 
um 60 vom Hundert von 

361 Deutsche Mark, 

um 70 vom Hundert von 

499 Deutsche Mark, 
um 80 vom Hundert von 

604 Deutsche Mark, 
um 90 vom Hundert von 

724 Deutsche Mark, 
bei Erwerbsunfähigkeit von 

814 Deutsche Mark. 

Die Grundrente erhöht sich für Schwerbe- 
schädigte, die das 65. Lebensjahr vollendet 
haben, um 31 Deutsche Mark.“ 

b) Absatz 5 Satz 1 erhält folgende Fassung: 

„Erwerbsunfähige Beschädigte, die durch 
die anerkannten Schädigungsfolgen ge- 
sundheitlich außergewöhnlich betroffen 
sind, erhalten eine monatliche Schwerstbe- 
schädigtenzulage, die in folgenden Stufen 
gewährt wird: 

Stufe I 95 Deutsche Mark, 

Stufe II 192 Deutsche Mark, 

Stufe III 290 Deutsche Mark, 

Stufe IV 388 Deutsche Mark, 

Stufe V 481 Deutsche Mark, 

Stufe VI 579 Deutsche Mark.“ 

6. § 32 Abs. 2 erhält folgende Fassung: 

„(2) Die volle Ausgleichs rente beträgt monat- 
lich bei einer Minderung der Erwerbsfähigkeit 

um 50 oder 60 vom Hundert 

361 Deutsche Mark, 
um 70 vom Hundert 499 Deutsche Mark, 

um 80 vom Hundert 604 Deutsche Mark, 

um 90 vom Hundert 724 Deutsche Mark, 

bei Erwerbsunfähigkeit 814 Deutsche Mark.“ 

7. In § 33 Abs. 1 Satz 2 Buchstabe a wird die Zahl 
„28001“ durch die Zahl „28869“ ersetzt. 

8. In § 33 a Abs. 1 Satz 1 wird die Zahl „89“ durch 
die Zahl „90“ ersetzt. 

9. In § 33 b Abs. 4 wird der letzte Satz gestrichen. 

10. In § 35 Abs. 1 werden im Satz 1 die Zahl „342“ 
durch die Zahl „345“ und im Satz 2 die Worte 
„581, 824, 1063, 1376 oder 1698 Deutsche Mark“ 
durch die Worte „587, 832, 1074, 1390 oder 1715 
Deutsche Mark“ ersetzt. 


11. In § 40 wird die Zahl „483“ durch die Zahl „488“ 
ersetzt. 

12. In § 41 Abs. 2 wird die Zahl „483“ durch die Zahl 
„488“ ersetzt. 

13. In §46 werden die Zahl „136“ durch die Zahl 
„137“ und die Zahl „255“ durch die Zahl „258“ 
ersetzt. 

14. In § 47 Abs. 1 werden die Zahl „238“ durch die 
Zahl „240“ und die Zahl „332“ durch die Zahl 
„335“ ersetzt. 

15. In § 48 Abs. 1 Satz 2 werden nach dem Wort 
„Berufsschadensausgleich“ die Worte „wegen 
eines Einkommensverlustes im Sinne des § 30 
Abs. 4“ eingefügt. 

16. § 51 wird wie folgt geändert: 

a) In Absatz 1 werden die Zahl „598“ durch die 
Zahl „604“ und die Zahl „406“ durch die Zahl 
„410“ ersetzt. 

b) In Absatz 2 werden die Zahl „119“ durch die 
Zahl „120“ und die Zahl „89“ durch die Zahl 
„90“ ersetzt. 

c) In Absatz 3 werden die Zahl „371“ durch die 
Zahl „375“ und die Zahl „269“ durch die Zahl 
„272“ ersetzt. 

17. § 56 wird wie folgt geändert: 

a) Die Worte „der Bemessungsbetrag (§ 33 
Abs. 1),“ werden gestrichen. 

b) Folgender Satz 2 wird angefügt: 

„Der Bemessungsbetrag (§ 33 Abs. 1) wird in 
dem Umfang verändert, in dem sich das 
durchschnittliche Bruttoarbeitsentgelt aller 
in der Arbeiter- und Angestelltenrentenver- 
sicherung Versicherten im Kalenderjahr 
vor der Rentenanpassung nach § 56 gegen- 
über dem Vorjahr verändert hat. Für die 
Feststellung sind die Daten des Statisti- 
schen Bundesamtes zu Grunde zu legen, die 
diesem jeweils zu Beginn des folgenden 
Jahres vorliegen.“ 

18. In § 60 Abs. 2 letzter Satz werden die Worte „bis 
zum 30. Juni des jeweiligen Kalenderjahres“ 
durch die Worte „innerhalb von sechs Mona- 
ten“ ersetzt. 


19. In § 62 Abs. 4 Satz 1 werden die Worte „sie Be- 
rufsschadensausgleich nach § 30 Abs. 3 bis 6 er- 
hält“ durch die Worte „ihr nach Wegfall des 
Berufsschadensausgleichs nach § 30 Abs. 7 ein 
Berufsschadensausgleich nach § 30 Abs. 3 bis 6 
zusteht“ ersetzt. 
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20. Dem §64b Abs. 4 wird folgender Satz ange- 
fügt: 

„Satz 2 gilt für den Grundbetrag nach §25e 
Abs. 1 Nr. 1 entsprechend.“ 


21. § 64 c Abs. 2 wird wie folgt geändert: 

a) In Satz 1 wird die Angabe „Abs. 5 Satz 2, 4 
und 5“ durch die Angabe „Abs. 5 Satz 3, 4 
und 7“ ersetzt. 

b) Folgender Satz wird angefügt: 

„Hat der Beschädigte nach dem 30. Juni 
1984 seinen Wohnsitz oder gewöhnlichen 
Aufenthalt ins Ausland verlegt, ist das Ver- 
gleichseinkommen im Bundesgebiet zu 
Grunde zu legen; an die Stelle seines bisher 
erzielten Erwerbseinkommens tritt das 
Durchschnittseinkommen der Berufs- oder 


Wirtschaftsgruppe, der der Beschädigte vor 
der Übersiedlung angehört hat.“ 

22. Dem § 90 Abs. 1 wird folgender Satz angefügt: 

„Ist nur die Grundrente (§31 Abs. 1, §§40 und 
46) anzupassen (§ 56), kann von einer förmli- 
chen Bescheiderteilung abgesehen werden.“ 

Artikel 2 

Berlin -Klausel 

Dieses Gesetz gilt nach Maßgabe des § 13 Abs. 1 
des Dritten Überleitungsgesetzes auch im Land 
Berlin. 

Artikel 3 

Inkrafttreten 

Dieses Gesetz tritt am 1. Juli 1984 in Kraft. 
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Begründung 

Allgemeiner Teil 

1. Nach § 56 des Bundesversorgungsgesetzes 
(BVG) sind die laufenden Rentenleistungen je- 
weils zum l.Juli durch Gesetz entsprechend 
dem Vomhundertsatz anzupassen, um den sich 
die Renten aus der Arbeiterrentenversicherung 
nach Abzug des Krankenversicherungsbeitrages 
der Rentner verändern werden. Die Renten aus 
der Arbeiterrentenversicherung werden mit 
Wirkung vom 1. Juli 1984 um voraussichtlich 

3.1 v.H. erhöht. Gleichzeitig erhöht sich der An- 
teil des Krankenversicherungsbeitrags, den die 
Rentner zu tragen haben, von Iv.H. auf 3 v.H. 
Die verfügbaren Renten erhöhen sich danach 
um 1,02 v.H. 

2. Der Anpassung unterliegen 

— die Leistungen für Blinde (§ 14 BVG), 

— die Pauschbeträge als Ersatz für Kleider- 
und Wäscheverschleiß (§ 15 BVG), 

— die Grundrenten der Beschädigten, Witwen 
und Waisen (§ 31 Abs. 1, §§ 40 und 46 BVG), 

— die Schwerstbeschädigtenzulagen (§31 Abs. 5 
BVG), 

— die Pauschbeträge für schwerbeschädigte 
Hausfrauen (§ 30 Abs. 7 BVG), 

— die Ausgleichsrenten der Beschädigten, Wit- 
wen und Waisen (§§ 32, 41, 47 BVG), 

— der Ehegattenzuschlag für Schwerbeschä- 
digte (§ 33 a BVG), 

— die Elternrenten (§51 BVG), 

— die Pflegezulagen (§ 35 BVG). 

3. Der vorliegende Entwurf sieht eine Erhöhung 
der Beträge der in vorstehender Nummer 2 ge- 
nannten. laufenden Rentenleistungen um rd. 

1.02 v.H. vor, wobei — wie bei den bisherigen 
Anpassungsgesetzen — Erhöhungsbeträge un- 
ter 0,50 DM auf volle Deutsche Mark nach unten 
und von 0,50 DM an auf volle Deutsche Mark 
nach oben abgerundet wurden. Bei dem zu- 
grunde gelegten Abrundungsmodus ist gewähr- 
leistet, daß auf längere Sicht geringere Anpas- 
sungsbeträge infolge Abrundungen nach unten 
durch spätere Abrundungen nach oben ausgegli- 
chen werden. 

Für die Berechnung der Vergleichseinkommen 
zur Feststellung der Berufsschadens- und Scha- 
densausgleiche wird als Größe für die Aktuali- 
sierung des Dreijahresdurchschnitts nunmehr 
das Ausmaß der Veränderung der Bruttolöhne 
bestimmt. 

Der Bemessungsbetrag nach § 33 Abs. 1, der 
maßgeblich für die Anrechnungsfreibeträge ist, 
wird ebenfalls entsprechend der Entwicklung 
der Bruttolöhne verändert. 


4. Ferner bringt der Entwurf Änderungen, die der 
Rechtsentwicklung Rechnung tragen oder der 
Klarstellung dienen. 


Besonderer Teil 

Zu Artikel 1 

Zu Nummern 1 und 2 (§§ 14 und 15) 
Anpassung 


Zu Nummer 3 (§27) 

Die Änderungen dienen der Rechtsklarstellung im 
Zusammenhang mit der Berechnung der Erzie- 
hungsbeihilfe. 


Zu Buchstabe a 

Die Änderung verdeutlicht, daß für die im Rahmen 
der Erziehungsbeihilfe zu fördernden oder bereits 
geförderten Auszubildenden, deren Lebensunter- 
halt durch die Erziehungsbeihilfe voll abgedeckt ist, 
ein Familienzuschlag zur Einkommensgrenze 
(§ 25 e Abs. 1 Nr. 3 BVG) auch bei der Ermittlung des 
Einkommensschonbetrages sowohl des Ehegatten 
des auszubildenden Kindes des Beschädigten als 
auch des Ehegatten des Beschädigten bzw. der aus- 
zubildenden Waise nicht anzusetzen ist. 


Zu Buchstabe b 

Mit der Änderung wird in die sogenannte Quotenre- 
gelung, wonach das die Einkommensgrenze über- 
steigende Einkommen des Beschädigten bzw. des 
Elternteils auf alle neben dem Auszubildenden Un- 
terhaltsberechtigten aufzuteilen ist und nur mit 
dem danach innerhalb der Unterhaltsgemeinschaft 
auf den Auszubildenden entfallenden Anteil einzu- 
setzen ist, ausdrücklich der Einkommenseinsatz 
des Ehegatten des Auszubildenden einbezogen. Be- 
reits heute wird in der Verwaltungspraxis auch der 
Ehegatte des Auszubildenden dann, wenn der Ehe- 
gemeinschaft unterhaltsberechtigte Kinder angehö- 
ren, im Hinblick auf den allgemeinen Rechtsgedan- 
ken der Vorschrift, den Gliedern der Unterhaltsge- 
meinschaft einen gleichmäßigen Anteil an dem 
über der Schongrenze liegenden Einkommen zu ge- 
währleisten, in rechtsähnlicher Anwendung von Ab- 
satz 3 in die Quotenregelung einbezogen. Insofern 
hat die dahin gehende Änderung, die dieser Rechts- 
anwendung Rechnung trägt, lediglich rechtsklar- 
stellende Bedeutung. 
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Zu Nummer 4 (§30) 

Zu Buchstabe a 

Infolge der Verlegung des Anpassungstermins auf 
jeweils den 1. Juli durch die Zwölfte Anpassung (Ar- 
tikel 25 des Haushaltsbegleitgesetzes 1983) sind die 
am 31. Dezember des Vorjahres bekannten, vom 
Statistischen Bundesamtes erhobenen Durch- 
schnittseinkommen verwertbar. Somit kann der 
Dreijahreszeitraum um ein Kalenderjahr aktueller 
festgelegt werden, so daß der Durchschnitt aus die- 
sen drei Jahren auch nur noch um zwei Jahre, ge- 
genüber bisher drei, aktualisiert werden muß. 

Da sich derzeit die stufenweise Beteiligung der So- 
zialrentner an ihrer Krankenversicherung auf die 
Höhe der Anpassung der Leistungen nach dem 
Bundesversorgungsgesetz auswirkt, ist der Anpas- 
sungs-Vomhundertsatz nicht mehr als Aktualisie- 
rungsfaktor geeignet Deshalb soll künftig die Ver- 
änderung der Brutto arbeitsentgelte maßgeblich 
sein. 

Zu Buchstabe b 
Anpassung 

Zu Buchstabe c 

Die Erweiterung der Ermächtigung ist wegen der 
Ergänzung des §64c Abs. 2 notwendig geworden, 
um für die Feststellung des Durchschnittseinkom- 
mens die Verordnung zur Durchführung des § 30 
Abs. 3 bis 5 des Bundesversorgungsgesetzes anwen- 
den zu können. 


Zu Nummern 5 bis 8 (§§ 31, 32, 33 und 33a) 
Anpassung 


Zu Nummer 9 (§33b) 

Die Besitzstandsregelung ist durch Zeitablauf ge- 
genstandslos geworden. 


Zu Nummern 10 bis 14 und 16 (§§ 35, 40, 41, 46, 47 
und 51) 

Anpassung 


Zu Nummer 15 (§ 48) 

Die Ergänzung soll verdeutlichen, daß der Berufs- 
schadensausgleich wegen eines Einkommensverlu- 
stes aus Hausfrauentätigkeit nicht der Annahme 
einer geminderten Hinterbliebenenversorgung zu- 
grunde gelegt werden kann. 


Zu Nummer 17 (§ 56) 

Mit dem Dritten Neuordnungsgesetz ist das System 
der Einkommensanrechnung mit dem Ziel geändert 


worden, daß die Veränderung der Einkommen im 
Rahmen der allgemeinen Einkommensentwicklung 
nicht zu einer Minderung bei den Ausgleichs- und 
Elternrenten führt. Hierzu wurde der Bemessungs- 
betrag in § 33 Abs. 1 BVG eingeführt und dann 
gleichzeitig mit der jeweiligen Rentenanpassung so 
verändert, daß er durch die daraus abgeleiteten 
Freibeträge dieses angestrebte Ergebnis sicher- 
stellte. Damit auch weiterhin gewährleistet bleibt, 
daß Einkommensänderungen, die nicht über die all- 
gemeine Einkommensentwicklung hinausgehen, 
keine Rentenminderungen zur Folge haben, ist der 
Bemessungsbetrag um den Vomhundertsatz zu er- 
höhen, um den sich die Bruttoentgelte aller in der 
Arbeiter- und Angestelltenrentenversicherung Ver- 
sicherten verändert haben. 


Zu Nummer 18 (§60) 

Die Änderung ist durch die Verlegung des Anpas- 
sungstermins mit dem Haushaltsbegleitgesetz 1983 
notwendig geworden. 


Zu Nummer 19 (§62) 

Folgeänderung aus der Änderung des § 30 Abs. 7 
durch das Haushaltsbegleitgesetz 1983. 


Zu Nummer 20 (§64b) 

Der neue Satz 3 stellt eine der Rechtsklarstellung 
dienende redaktionelle Ergänzung im Hinblick dar- 
auf dar, daß mit dem Zehnten Anpassungsgesetz- 
KOV bei der allgemeinen Einkommensgrenze in 
der Kriegsopferfürsorge an die Stelle eines Betrags 
in Höhe des Doppelten des BSHG-Regelsatzes ein 
eigenständiger, vom versorgungsrechtlichen Be- 
messungsbetrag abgeleiteter Grundbetrag getreten 
ist (§ 25 e Abs. 1 Nr. 1 BVG). Die Anfügung stellt in 
Übereinstimmung mit der seitherigen Verwaltungs- 
praxis klar, daß in der Auslands-Kriegsopferfür- 
sorge — den Grundsätzen für die Leistungsbemes- 
sung in Satz 1 folgend — bei der Feststellung der 
allgemeinen Einkommensgrenze auch nach Einfüh- 
rung des Grundbetrags von dem nach Satz 1 unter 
Berücksichtigung der Verhältnisse des Aufenthalts- 
staats maßgeblichen Einfachen des Betrags für den 
jeweiligen allgemeinen Lebensbedarf im Ausland 
auszugehen ist. 


Zu Nummer 21 (§ 64c) 

Zu Buchstabe a 

Redaktionelle Folgeänderung aus Nummer 4 Buch- 
stabe a. 

Zu Buchstabe b 

Die Ergänzung schreibt vor, deutsches Vergleichs- 
einkommen zugrunde zu legen, wenn der Beschä- 
digte seinen Wohnsitz oder gewöhnlichen Aufent- 
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halt ins Ausland verlegt Diesem Vergleichseinkom- 
men wird das Durchschnittseinkommen der Berufs- 
oder Wirtschaftsgruppe, der der Beschädigte vor 
der Übersiedlung angehört hat, gegenübergestellt. 

Damit wird im Grundsatz gewährleistet, daß die 
Übersiedlung zu keiner Änderung des Berufsscha- 
densausgleichs führt. 


Zu Nummer 22 (§ 90) 

Die Anpassung der Grundrenten läßt der Verwal- 
tung keinen Spielraum in der Leistungshöhe. Aus 
Kostenersparnisgründen soll daher auf eine förmli- 
che Bescheiderteilung verzichtet werden können. 
Der Rechtsschutz des Anspruchsberechtigten wird 
dadurch nicht beeinträchtigt. 


Finanzielle Auswirkungen auf die Haushalte von Bund, Ländern und Gemeinden 



A Auswirkungen auf den Bundeshaushalt für das 
Jahr 1984 


a) Zusammenfassung Mio. DM 

1. Grundrenten 39,8 

2. Schwerstbeschädigtenzulagen ..... 0,4 

3. Ausgleichs- und Elternrente 8,6 

4. Ehegattenzuschlag 0,4 

5. Pflegezulagen 0,8 


6. Benifsschadens- und Schadensaus- 


gleich 

a) Minderung infolge Erhö- 
hung der 

aa) Ausgleichsrente für 

Beschädigte 0,6 

bb) Grundrente für Wit- 
wen ... 1,0 

cc) Ausgleichsrente für 

Witwen... 0,6 

Minderausgaben insge- 
samt 2,2 

b) Mehraufwand infolge An- 
passung der Pauschbeträge 

für Hausfrauen 0,2 

Minderausgaben insge- 
samt... (2,0)— 2,0 

7. Heiratsabfindungen 0,1 

8. Leistungen für Blinde ; 0,1 

9. Pauschbeträge als Ersatz für Klei- 
der- und Wäscheverschleiß 0,5 

10. Kriegsopferfürsorge 2,2 

11. Aufwand nach Gesetzen, die das 

BVG für anwendbar erklären 0,5 

51,4 

b) Auswirkungen der Leistungserhöhungen auf 
die Folgejahre in Mio. DM 

1985 1986 1987 

100 97 94 


c) Die Anpassung der Versorgungsleistungen 
ist im geltenden Finanzplan enthalten. 


ß. Auswirkungen auf die Länderhaushalte 

a) Kriegsopferfürsorge in Mio. DM 

1984 1985 • 1986 1987 

0,6 1,1 1,0 1,0 

b) Die. finanziellen Belange der Länder werden 
auch geringfügig dadurch berührt, daß sich 
die Leistungserhöhungen auf Ansprüche 
nach dem Bundes-Seuchengesetz und dem 
Gesetz über die Entschädigung für Opfer von 
Gewalttaten auswirken; die Kosten dieser 
Gesetze werden überwiegend von den Län- 
dern getragen. 

C. Durch die Verknüpfung anderer Leistungen mit 
der Höhe der Leistungen nach dem Bundesver- 
sorgungsgesetz ergeben sich auch mittelbare 
Auswirkungen auf die Haushalte von Bund, Län- 
dern und Gemeinden, die wegen des Fehlens 
statistischer Unterlagen nicht beziffert werden 
können. 


Auswirkungen auf das Preisgefüge 

Von der im Verhältnis zum Gesamtvolumen der 
Leistungen nach dem Bundesversorgungsgesetz ge- 
ringen Steigerung der Leistungsausgaben dürften 
in der derzeitigen konjunkturellen Situation Aus- 
wirkungen auf Einzelpreise und auf das allgemeine 
Preisniveau, insbesondere das Verbraucherpreisni- 
veau nicht zu erwarten sein. 
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Anlage 2 


Stellungnahme des Bundesrates 


Zu Artikel 1 nach Nummer 19 

In Artikel 1 ist nach Nummer 19 folgende Num- 
mer 19 a einzufügen: 

,19 a. In §64a Abs. 3 Satz 2 ist der erste Halbsatz 
„Soweit hierdurch eine wirtschaftliche Not- 
lage entsteht,“ durch die Worte „Anstelle die- 
ser Leistungen“ zu ersetzen/ 


Begründung 

Durch eine flexible Kannvorschrift sollen die 
Kriegsopfer im Ausland in etwa so gestellt 
werden wie die Kriegsopfer im Inland. Dem 
Sinn des Bundesversorgungsgesetzes entspre- 
chend, soll eine Zuwendung zu den entstande- 
nen Heil- und Krankenbehandlungskosten ge- 
währt werden können, wenn ein durchschnitt- 
licher angemessener Lebensstandard nicht si- 
chergestellt ist. 

Der Vorschlag geht zurück auf einen Beschluß 
des Rechnungsprüfungsausschusses des 
Dejiitschen Bundestages vom 1. Oktober 1975 
mit folgendem Wortlaut: 

„Der Bundesminister für Arbeit und Sozial- 
ordnung wird ersucht, die Möglichkeit einer 
gesetzlichen Neuregelung 'mit dem Ziel zu 
prüfen, durch Gewährung der in § 64 a Abs. 3 
Satz 1 BVG ausgeschlossenen Leistungen im 
Wege einer Zuwendung aus Mitteln der 


Kriegsopferfürsorge die Begünstigten im Aus- 
land in etwa so zu stellen wie Berechtigte im 
Inland.“ 

In seiner Antwort vom 2. März 1976 hatte der 
Bundesminister für Arbeit und Sozialordnung 
nach Beteiligung der die Auslandsversorgung 
durchführenden Bundesländer dem Rech- 
nungsprüfungsausschuß des Deutschen Bun- 
destages im Ergebnis mitgeteilt, daß die Über- 
tragung der Gewährung von Zuwendungen 
auf die Kriegsopferfürsorge unzweckmäßig 
sei und im Wege der Auslegung des geltenden 
Rechts erreicht werden könnte, deiß insgesamt 
gesehen für die Berechtigten im Ausland 
keine besondere Schlechterstellung gegen- 
über denen im Inland bestehe. 

Diese dem Rechnungsprüfungsausschuß ge- 
gebene Antwort ist inzwischen hinsichtlich 
der Gleichbehandlung der Kriegsopfer im 
Ausland mit denen im Inland, die auf einer 
extensiven Auslegung des Begriffs „wirt- 
schaftliche Notlage“ beruhte, überholt. Inzwi- 
schenhat der BMA seine Auffassung zur Aus- 
legung dieses Begriffs geändert mit der Folge, 
daß Kriegsopfer im In- und Ausland unter- 
schiedlich behandelt werden. Die vorgeschla- 
gene Änderung soll den bisherigen Zustand 
wiederherstellen. 

Da nur noch ein sehr kleiner Personenkreis 
betroffen ist, werden die Mehrkosten gegen- 
über 1983 auf 10 000 bis 14 000 DM geschätzt 
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Anlage 3 


Gegenäußerung der Bundesregierung zur Stellungnahme des Bundesrates 


Dem Änderungsvorschlag wird nicht zugestimmt. 

Die gegenwärtige Haushalts- und Wirtschaftssitua- 
tion erfordert die konsequente Fortsetzung der 
Sparpolitik der Bundesregierung. Die Bundesregie- 
rung sieht sich daher außerstande, strukturellen 
Leistungsverbesserungen zuzustimmen. 


Im übrigen erscheinen nach Auffassung der Bun- 
desregierung die vom Bundesrat geschätzten Mehr- 
ausgaben aus dem Änderungsvorschlag nicht zu- 
letzt wegen der bei einer Lockerung der gegenwär- 
tigen Regelung nicht auszuschließenden Folgewir- 
kungen zu niedrig. 
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